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Einleitung: 
Themenstellung, Methode und Gang der Untersuchung 

"So redigiert kein Gesetzgeber, der seinen Stoff  in geistigem Zusammenhang 
klar beherrscht". 

Dieses Verdikt fällte v.Hippel im Jahre 19271 über die Systematik der 
gesetzlichen Regelung von Beschlagnahme, Herausgabepflicht und deren Aus-
nahmen. Inhaltlich richtete sich seine Kritik dabei in erster Linie gegen die 
Möglichkeit, Gegenstände zu beschlagnahmen, deren Herausgabe der Zeugnis-
verweigerungsberechtigte nach § 95 I I 2 2 verweigern kann. Seine Forderung 
lautete: Soweit eine Editionspflicht nicht bestehe, müsse auch die Beschlagnah-
me unzulässig sein. Die Beschlagnahme sei also unzulässig bei zur 
Zeugnisverweigerung berechtigten Personen. 

Obwohl der Katalog der beschlagnahmefreien Gegenstände seit 1927 erweitert 
wurde, scheint die von vielen als ratio des § 97 angegebene und auch den 
Ausführungen v.Hippels zugrundeliegende Erwägung, § 97 solle die Umgehung 
des Zeugnisverweigerungsrechts in der Weise verhindern, daß Informationen, 
die wegen eines Zeugnisverweigerungsrechts nicht zu erlangen sind, auch auf 
andere Weise nicht ermittelt werden sollen3, in § 97 auch heute nur 
unvollständig verwirklicht zu sein. 

So unterliegen etwa Aufzeichnungen Angehöriger uneingeschränkt der Be-
schlagnahme. Infolge des Gewahrsamserfordernisses  des § 97 I I 1 verbietet § 97 
nur den Zugriff  auf den Zeugnis verweigerungsberechtigten selbst, Mitteilungen 
zwischen Zeugnisverweigerungsberechtigten und dem Beschuldigten sind also 
z.B. im Gewahrsam des Beschuldigten uneingeschränkt beschlagnahmbar. 
Lückenhaft scheint § 97 zudem in Bezug auf das Verhältnis Zeugnisverweige-
rungsberechtigter nach § 53 I Nr. 1 bis 3 b zu nichtbeschuldigten Dritten zu sein, 
das zwar von dem Zeugnisverweigerungsrecht, nicht jedoch von dem Beschlag-
nahmeverbot erfaßt ist4. 

1 V.Hippel,  ZStW 47 (1927), 523 (525). 
2 Vorschriften  ohne nähere Bezeichnung sind solche der StPO. 
3 Plastisch Dünnebier,  Arbeiten zur Rechtsvergleichung, Nr.29, 39 (44): "Was der Mund nicht 

zu offenbaren  braucht, darf  auch der Hand nicht entrissen werden"; vgl. auch die Nachweise unten 
S.46 Fn.6. 

4 Siehe unten 3.Teil A I . 

2* 



20 Einleitung 

Mit der Regelung des § 97 sind die bei der Berücksichtigung der Zeugnisver-
weigerungsrechte bestehenden Ungereimtheiten aber noch nicht erschöpft.  Um 
von Zeugnis verweigerungsrechten umfaßte Tatsachen zu ermitteln, kommen 
neben der Beschlagnahme nach § 94 die Erzwingung der Herausgabe (§ 95), die 
Postbeschlagnahme (§ 99), die Telefonüberwachung (§ 100 a) und die 
körperliche Untersuchung Nichtbeschuldigter (§ 81 c) in Betracht5. Bei diesen 
Zwangsmaßnahmen werden die Zeugnisverweigerungsrechte nur rudimentär und 
ohne erkennbares Prinzip berücksichtigt: während eine Herausgabe bei Zeugnis-
verweigerungsberechtigten nicht erzwungen werden kann (§ 95 I I 2), und Zeug-
nisverweigerungsberechtigten ein umfassendes Untersuchungsverweigerungs-
recht zusteht (§ 81 c I I I l ) 6 , sind weder die Postbeschlagnahme noch die Tele-
fonüberwachung mit Rücksicht auf Zeugnisverweigerungsrechte eingeschränkt. 

In Literatur und Rechtsprechung werden im Zusammenhang mit den an die 
Zeugnisverweigerungsrechte anküpfenden Einschränkungen der Zwangsmaß-
nahmen eine Vielzahl von Einzelfragen erörtert, ohne daß jedoch bisher eine 
systematische Untersuchung des Verhältnisses der Zeugnisverweigerungsrechte 
zu den Zwangsmaßnahmen erfolgt wäre. Die vorliegende Arbeit will diese Lücke 
schließen. 

Die Untersuchung erfolgt  dabei zweispurig. Thema ist zunächst die Frage, 
nach welchen Grundgedanken die Zeugnis verweigerungsrechte nach §§ 52, 53 
bei den auf Beweisgewinnung gerichteten Zwangsmaßnahmen Berücksichtigung 
gefunden haben, insbesondere, ob die bestehenden Einschränkungen der 
Zwangsmaßnahmen einem einheitlichen Prinzip folgen7. Aus dieser Analyse des 
geltenden Rechts ergibt sich das zweite Anliegen der Arbeit: Da ein einheitliches 
dem geltenden Recht zugrundeliegendes Prinzip nicht erkennbar ist, soll im 
Laufe der Untersuchung aus rechtspolitischer Sicht eine in sich schlüssige 

5 Da für alle Formen der Durchsuchung allgemein anerkannt ist, daß nicht nach Gegenständen 
gesucht werden darf,  die der Beschlagnahme nicht unterliegen (AK/StPCMme/w/i£, § 97, Rdn.33; 
Krekeler,  Festgabe Koch, 165 (169); Welp,  JZ 72, 423 (425); Geerds,  FS Dünnebier, 171 (177)), 
bedarf  die Durchsuchung nicht der selbständigen Behandlung. 

6 Ein Untersuchungsverweigerungsrecht  kommt allein bei den nach § 52 Zeugnisverweigerungs-
berechtigten in Betracht, da das Erfahren  von Geheimnissen keine Spuren am Körper hinterläßt, an-
dererseits die gesuchten Spuren oder Folgen nicht zu den von § 53 geschützten Geheimnissen ge-
hören (vgl. LR-Dahs, § 81 c, Rdn.37; Dzendzalowski,  S.30 f.). 

7 Nicht von dieser Untersuchung umfaßt ist die Frage, inwieweit Einschränkungen der Zwangs-
maßnahmen aus § 54 folgen. Die damit zusammenhängenden Streitfragen,  insbesondere um die 
Zulässigkeit der Beschlagnahme von Behördenakten, betreffen  nicht das Verhältnis Staat-Bürger, 
sondern das Verhältnis staatlicher Stellen untereinander und stehen daher in keinem inneren Zu-
sammenhang mit den Zeugnisverweigerungsrechten nach §§ 52, 53 und den daran anknüpfenden 
Beschränkungen der Zwangsmaßnahmen. 
Dem Aussageverweigerungsrecht nach § 55 kommt für die Begrenzungen der Zwangsmaßnahmen 
keine selbständige Bedeutung zu. 



Einleitung 

Regelung, ein an den Schutzzwecken der Zeugnis verweigerungsrechte orientier-
tes System der Berücksichtigung der Zeugnisverweigerungsrechte bei den 
Zwangsmaßnahmen entwickelt werden. 

Ausgangspunkt der Untersuchung ist die Erkenntnis, daß die Gewährung von 
Zeugnis verweigerungsrechten im Strafprozeß nur Sinn macht, wenn die dadurch 
geschützten Interessen auch bei Beschlagnahme, Telefonüberwachung und 
körperlicher Untersuchung Berücksichtigung finden. 

Auf den ersten Blick erscheint dies wenig originell und wird auch nicht be-
stritten. Gleichwohl werden Folgerungen aus dieser Erkenntnis in Recht-
sprechung und Literatur meist nicht oder nur inkonsequent gezogen: Während 
zur Begründung der Bedeutung der Zeugnisverweigerungsrechte eine Vielzahl 
von Zwecken angeführt  werden, denen diese dienen sollen, wird im Zusammen-
hang mit aus den Zeugnisverweigerungsrechten folgenden Beschränkungen der 
sonstigen Zwangsmaßnahmen, etwa bei der Auslegung des § 97 oder bei der 
Frage, inwieweit die Telefonüberwachung Zeugnis verweigerungsberechtigter 
zulässig sein sollte, nicht auf die Gesamtheit der Schutzzwecke abgestellt, son-
dern je nach gewünschtem Ergebnis nur der eine oder der andere Aspekt heran-
gezogen. Die Schutzzwecke der Zeugnis verweigerungsrechte werden dabei 
zudem häufig so vage beschrieben, daß sich Konsequenzen für die Zwangsmaß-
nahmen daraus beliebig ziehen lassen. 

Die Bedeutung der Feststellung, daß die Verwirklichung der Zeugnisverweige-
rungsrechte an deren Schutzzwecken orientierte Einschränkungen der Zwangs-
maßnahmen nötig macht, zeigt sich erst, wenn man sich klarmacht, welche Kon-
sequenzen die Verwirklichung der einzelnen Schutzzwecke bei den Zwangs-
maßnahmen hätten. Ein solches Vorgehen ist zugleich Prüfstein für die Ernst-
haftigkeit der jeweiligen Schutzzweckerwägung: Erst an der Entscheidung, ob 
ein zu §§ 52, 53 angeführter  Schutzzweck auch bei den sonstigen Zwangsmaß-
nahmen verwirklicht werden soll, zeigt sich, ob man den bei der Erklärung des 
Zeugnisverweigerungsrechts postulierten Vorrang des Schutzzwecks vor dem 
staatlichen Strafverfolgungsinteresse  wirklich durchzuhalten bereit ist. 

Eine systematische Untersuchung der Berücksichtigung der Zeugnisverweige-
rungsrechte bei den auf Beweisgewinnung gerichteten Zwangsmaßnahmen setzt 
daher zunächst eine Bestimmung der einzelnen Schutzzwecke der Zeugnisver-
weigerungsrechte sowie der zu deren konsequenter Verwirklichung jeweils er-
forderlichen  Beschränkungen der Zwangsmaßnahmen voraus. Auf diese Weise 
läßt sich nicht nur feststellen, welche Einschränkungen der Zwangsmaßnahmen 
aus teleologischer Sicht erforderlich  sind, sondern auch, auf welchen Erwägun-
gen die geltende Regelung beruht und ob ihr eine an Schutzzwecken orientierte 
schlüssige Konzeption zugrundeliegt. Die Orientierung an den Zwangsmaß-
nahmen zwingt dabei vielfach zu einer Präzisierung der zu den Schutzzwecken 


